
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Kurztitel 

Exekutionsordnung 

Kundmachungsorgan 

RGBl. Nr. 79/1896 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 59/2000 

§/Artikel/Anlage 

§ 84 

Inkrafttretensdatum 

01.10.2000 

Außerkrafttretensdatum 

01.01.2017 

Beachte 

Zum Bezugszeitraum vgl. Art. III Abs. 10, BGBl. I Nr. 59/2000. 

Text 

Rekurs 

§ 84. (1) Im Verfahren über einen Rekurs gegen einen Beschluss über den Antrag auf 
Vollstreckbarerklärung ist § 521a ZPO mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass die Fristen für 
Rekurs und Rekursbeantwortung jeweils einen Monat betragen. 

(2) Wird dem Antrag auf Vollstreckbarerklärung ganz oder teilweise stattgegeben, so gilt für den 
Rekurs des Antragsgegners an das Gericht zweiter Instanz Folgendes: 

 1. Befindet sich der Wohnsitz oder Sitz des Antragsgegners nicht im Inland und stellt der Rekurs 
dessen erste Möglichkeit dar, sich am Verfahren zu beteiligen, so beträgt die Frist für den Rekurs 
zwei Monate. Die Frist für die Rekursbeantwortung beträgt auch in diesem Fall einen Monat. 

 2. Im Rekurs gegen die Vollstreckbarerklärung können Gründe für deren Versagung auch dann 
geltend gemacht werden, wenn sie in erster Instanz nicht aktenkundig waren. Der Antragsgegner 
ist dabei zur gleichzeitigen Geltendmachung aller nicht aktenkundigen Versagungsgründe bei 
sonstigem Ausschluss verpflichtet. 

(3) Wird der Antrag auf Vollstreckbarerklärung ganz oder teilweise abgewiesen und erhebt der 
Antragsteller dagegen Rekurs, so ist auf die Rekursbeantwortung des Antragsgegners Abs. 2 Z 1 erster 
Satz und Z 2 entsprechend anzuwenden. 

(4) Gegen die Entscheidung über einen wegen der Erteilung oder Versagung der 
Vollstreckbarerklärung erhobenen Rekurs ist ein weiterer Rekurs nicht deshalb unzulässig, weil das 
Gericht zweiter Instanz die angefochtene erstinstanzliche Entscheidung zur Gänze bestätigt hat. 

(5) Ist der ausländische Exekutionstitel nach den Rechtsvorschriften des Ursprungsstaates noch nicht 
rechtskräftig, so kann das mit einem Rekurs gegen die Entscheidung über den Antrag auf 
Vollstreckbarerklärung befasste Gericht auf Antrag des Antragsgegners das Verfahren zur 
Vollstreckbarerklärung bis zum Eintritt der Rechtskraft des ausländischen Exekutionstitels unterbrechen, 
wobei es dem Antragsgegner eine angemessene Frist für das Einlegen eines Rechtsmittels im 
Ursprungsstaat setzen kann. Das Gericht kann außerdem die Vornahme bereits zulässiger 
Exekutionshandlungen davon abhängig machen, dass der betreibende Gläubiger eine vom Gericht nach 
freiem Ermessen zu bestimmende Sicherheit für den dem Verpflichteten drohenden Schaden leistet. 


